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Pia Hollenstein

Es gibt sie: die Globali-
sierung von unten
Zurcher 1.-Mai-Rede 2001

«Neoliberalismus
und Neomilitaris-
mus sind Waffen-
briider der Ausbeu-
tung» (Pia Hollen-
stein an der 1.-Mai-
Kundgebung auf
dem Ziircher Bahn-
hofplatz).

Wer zeigt offen sein Gesicht fiir
Demokratie und Gerechtigkeit?

Habt Ihr es schon gewusst? Wir sind
hoffnungslos unzeitgemdss. Wir alle, die
wir seit Jahrzehnten an einem Ritual fest-
halten. So zumindest beschreiben ver-
schiedene Medien unseren heutigen Fei-
ertag und diese Kundgebung. Ob ein
Fest- und Protesttag unzeitgemadss ist
oder nicht, bestimmen aber nicht die
Medien. Es sind wir alle, die den Ka-
lendertag mit politischen Inhalten und
Forderungen fiillen. Wo es nur um das
Abspulen des immer Gleichen geht, ist
es in der Tat nicht mehr weit bis zum Ri-
tual. Doch die Stirke des ersten Mai liegt
gerade darin, dass immer neue Themen
einfliessen, ohne dass die alten deswe-
gen vom Tisch sind.

Gibt es einen anderen, einen passen-
deren Tag, um auf die Strasse zu gehen
und die Anliegen der Arbeitenden offent-
lich kundzutun? Wohl kaum. Es geht

aber schon seit Jahrzehnten um viel mehr.
Esgeht um die Einforderung traditionel-
ler linker Postulate: Neben den Rechten
der Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer sind dies Forderungen wie die Ein-
haltung der Menschenrechte, der Schutz
der Umwelt, die Gleichstellung der Ge-
schlechter, die Solidaritit zwischen Nord
und Siid. Unsere Kundgebung ist ein
wichtiges Symbol. Wenn verschiedene
Medien die 1.-Mai-Kundgebung als
unzeitgemdsses Ritual in Frage stellen,
verkennen sie deren Bedeutung. Heute
und hier zeigt sich, wer fiir unsere ural-
ten und neuen linken Forderungen auf
die Strasse geht. Wer zeigt offen sein Ge-
sicht fiir Demokratie und Gerechtigkeit
— hier und weltweit? Es sind wir alle.

«Globalisierung» kann vieles
bedeuten

Ichsoll iber die «Globalisierung» reden,
hat man mir gesagt. Doch das Wort kann
vieles bedeuten. Globalisierung kann
heissen, die geographische Entfernung zu
vernichten und alles greifbar zu machen.
Ist unser Planet aber damit wirklich zum
solidarischen Weltdorf geworden, wie es
uns die Wirtschaftshauptlinge gerne
weismachen wollen? Und ist alles Greif-
bare tatsachlich fiir alle zuganglicher ge-
worden? Bei der Globalisierung —wie sie
bisher vorangetrieben wurde — handelt
essich eher um eineideologische «Mehr-
zweckwaffe», um den gesellschaftlichen
Reichtum von unten nach oben zu ver-
teilen. Die Kluft zwischen dem reichen
Norden und der Verarmung breiter
Schichten und ganzer Staaten im Siiden
wird tdglich grosser.

Was haben wir der Globalisierungs-
euphorie der Machthabenden zu verdan-
ken? Wohin hat der bisherige Weg der
Globalisierung der Finanz- und Waren-
mirkte gefiihrt? Die Politik hat ihre Star-
ken der Wirtschaft abgegeben und zieht
sich aus all jenen Bereichen zuriick, wo
es um die Regulierung der Konzerne geht.
Eine direkte Folge ist der rasante Verlust
an Demokratie. Es sind die Bank A und
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der Multi B, die iiber das wirtschaftliche
Weiterkommen ganzer Staaten bestim-
men, statt dass die viel zitierte, leider aber
dusserst schwache Staatengemeinschaft
der Wirtschaft moralische Leitplanken
vorgibt.

Kommt dazu, dass die theoretisch von
der Politik gesteuerten internationalen
Finanzinstitute IWF und Weltbank den
Lindern des Siidens unerfiillbare Aufla-
genmachen. Diese eisernen Vorgaben zur
Strukturanpassung fithren oft zur Verar-
mung breiter Schichten. Das Reichtums-
gefille innerhalb und zwischen den Staa-
ten wird immer grosser. Unqualifizierte
Titigkeiten werden in Billiglohnldnder
verlegt. Rentable Teile mit Wertschop-
fung verbleiben hingegen immer im rei-
chen Norden. Dieses wachsende Reich-
tumsgefille ist eine direkte Folge der
neoliberalen Politik, trotz des Geschwiit-
zes vom sogenannten globalen Dorf. Die
Verliererinnen und Verlierer dieses welt-
weiten Ausbeutungs- und Profitwahn-
sinns sind die Armsten und Schwich-
sten. Vor allem Frauen kommen einmal
mehr unter die Rider des Globalisie-
rungszugs.

Repressives Konfliktmanagement
Um die Folgen globalisierter Ausbeutung
zu kontrollieren, setzt der reiche Norden
immer mehr auf ein Konzept der milita-
risierten Konfliktbewdltigung. Die Nato
nimmt ihren neuen Auftrag der «Wah-
rung ihrer Interessen» bald rund um die
Welt wahr; Europa baut sogenannte
«Krisenreaktionskrifte» auf, um seine
Eigeninteressen zu schiitzen. Die Schwei-
zer Armee will mit einer Revision des
Militirgesetzes Teil dieses repressiven
Konfliktmanagements werden. Europa,
USA und Japan riisten zum globalen Ver-
teidigungskrieg fiir ihre Profitinteressen
und Ausbeutungsstrukturen.
Neoliberalismus und Neomilitaris-
mus sind Waffenbriider der Ausbeutung.
DieIdeologie des «<humanitiren Kriegs»,
der Militirintervention zum Schutz von
Menschenrechten, hat aber auch in Tei-

len der Linken und Friedensbewegten
eingeschlagen und verfangen. Gefordert
ist heute eine kritische Auseinanderset-
zung mit der neuen Rolle der Armeen
und der neuen Ideologie des Militaris-
mus weltweit.

Abbau von sozialen und dkologi-
schen Rahmenbedingungen

Der Globalisierungszwang verlangt
nach Liberalisierung und Abbau von
sozialen und 6kologischen Rahmen-
bedingungen auch bei uns. Nur so kon-
nen wenige auch in Zukunftihren Reich-
tum sichern und vermehren. Rationa-
lisierungen, Arbeitsplatzabbau und
Tiefstlohne werden mit dem Totschla-
gerargument der unternehmerischen
Freiheit als einziger Moglichkeit des wirt-
schaftlichen Uberlebens angepriesen. Fiir
die Lohnabhingigen wird Freibeit aber
ganz anders definiert. Fiir die Lohnab-
hingigen wird die angepriesene Flexi-
bilisierung oft zu einem «allzeit bereit».
Lassen wir uns von diesen Scheinvor-
teilen nicht tiuschen und wehren wir uns
gegen eine unternehmerische Freiheit, die
aufKosten der Angestellten geht und den
Service public sabotiert.

Es gibt aber Freiheiten, denen wir
dusserste Sorge tragen miissen und fiir
die wir notfalls auch kdmpfen mussen.
Es sind dies die Meinungs- und Infor-
mationsfreiheit, die Pressefreiheit und
die Versammlungsfreiheit. Genau diese
Freiheiten wurden in unserem Land
kiirzlich mit Fiissen getreten. Ich rede von
der Inszenierung der Biindner Regie-
rung, der Davoser Polizei und deren
Gehilfen anfangs Jahr.

In Davos und an anderen internatio-
nalen Treffen der Finanz-Eliten ging es
um die Sicherung der eigenen Pfriinde.
Barrikaden, Stacheldraht, Abschran-
kungen in Seattle, Washington, Prag,
Davos und Quebec haben in den letzten
Monaten und Jahren Symbolwert be-
kommen, Markenzeichen der Globalisie-
rungsmichtigen ist das Verhandeln und
Diskutieren hinter verschlossenen Tii-
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ren. Strategien werden entwickelt, um die
nichste Liberalisierungsrunde einzuliu-
ten.

Die offizielle Schweiz hat sich den
Schutz der Weltmachtigen in Davos 15
Millionen kosten lassen. Wenn es die
Schweiz fertig bringt, 15 Millionen fiir
eine fragliche Zusammenkunftin Davos
hinzublittern, soll sie auch wenigstens
5 Millionen locker machen, damit in zwei
Jahren in Genf ein internationales Tref-
fen der Nicht-Regierungsorganisationen
wie in diesem Jahr in Porto Alegre mog-
lich wird.

Begriindet wird die von den Michti-
gen hochgejubelte Liberalisierungs- und
Globalisierungspolitik mit mehr Hand-
lungsfreiheit, denn im Zeichen der Glo-
balisierung der Miarkte werde die inter-
nationale Konkurrenzimmer hirter. Die
Folgen sind meist Arbeitsplatzabbau und
Abbau von Dienstleistungen: sei es bei
Privaten, bei grossen und mittleren Un-
ternehmen oder auch bei Bahn, Post und
so weiter. Das wollen wir so nicht ein-
fach hinnehmen.

Primat der Politik wiederherstellen
Das alles sind traurige Tatsachen und
dustere Aussichten! Was muss gesche-
hen? Den Verantwortlichen Global Play-
ers, die auf Deregulierung, Liberalisie-
rung und Privatisierung setzen, miissen
wir klarmachen, dass es so nicht weiter-
gehen darf. Der Primat der Politik und
der Menschenrechte muss an die Stelle
der Habgier der Besitzenden treten.
Globale Entscheidungsstrukturen
diirfen nicht von informellen und in-
transparenten Verfahren und Gremien
bestimmt werden. Sie brauchen dringend
eine demokratische Kontrolle, welche die
Mitbestimmung aller Betroffenen garan-
tiert. Auch akzeptieren wir nicht einfach
die Sachzwangpolitik der Globalisierer.
Denn die neoliberale Globalisierungs-
doktrin hat versagt, statt Probleme zu
16sen, hat sie neue geschaffen. Globa-
lisierungsfreaks, die sich gegen soziale
und 6kologische Rahmenbedingungen

strauben, sind Totengriaber demokrati-
scher Errungenschaften.

Wir sind heute hier, um gegen die
ausbeuterische Wirtschaftspolitik ein 6f-
fentliches Zeichen zu setzen. Auf die be-
drohlichen Folgen der modernen Welt-
wirtschaft konnen wir nicht geniigend
hinweisen. Wir nehmen das ausbeute-
rische Gebaren nicht linger hin und
wollen uns vielmehr weltweit vernetzen
und so die Ohnmacht tberwinden. Es
liegt an allen «gewohnlich Sterblichen»,
sich global zu organisieren und die Ohn-
macht abzulegen. Dann kénnen wir uns
dem weltweiten Widerstand anschlies-
sen, in die Debatten eingreifen und
schliesslich neue Wege beschreiten.

Es gibt sie: die Globalisierung von
unten. Die Globalisierung wird zu einem
demokratischen Fundament kommen,
wenn wir uns an der Entwicklung einer
weltweiten Zivilgesellschaft beteiligen.
Globalisierung darf nicht linger die
Herrschaft der Stirksten tiber die
Schwichsten sein.

Wir lassen uns nicht damit abspeisen,
es gebe haltkeine Alternativen. Wenn wir
das Ziel klar vor Augen haben, gibt es
sehr wohl Alternativen. Ich erinnere an
den Kampf gegen das Apartheidregime
im friiheren Stidafrika. Stidafrika ist ein
ermutigendes Beispiel gegen die schein-
bare Alternativelosigkeit. Wir miissen
uns bewusst sein, dass es sich bei all den
Problemen nicht um Sachfragen, sondern
um Machtfragen handelt. Was wir in
Sudafrika Anfang der Neunzigerjahre
erlebten, konnte ein hoffnungsvoller
Ansatz sein auch fiir andere Konflikt-
herde. In Nabost haben wir eine sehr
dhnliche Situation. Zum einen das hoch
entwickelte Israel, wie es die Stadte des
weissen Siidafrika waren, andererseits
die Homelands, die im Nahen Osten
Westbank und Gazastreifen heissen. Die
Bewegung um Nelson Mandela hat ge-
zeigt, dass sich eine solche scheinbar
auswegslose Situation friedlich und mit
guter Perspektive fir die Zukunft 16sen
lasst.
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Gegen eine Schweiz als Mittaterin
von Menschenrechtsverletzungen

Es reicht auch nicht aus, dass Bundes-
prasident Leuenberger dazu auffordert,
Verantwortung fiir die Durchsetzung der
Menschenrechte zu iibernehmen. Den
schonen Worten miissen Taten folgen.
Der Bundesrat hat dafiir zu sorgen, dass
die Schweiz mit ihrer Wirtschaftspolitik
nicht zur Mittdterin von Menschen-
rechtsverletzungen wird. Es geht nicht
an, dass der Bundesrat Staudammpro-
jekte in der Tirkei, in China und an-
derswo verteidigt, wenn dadurch Hun-
derttausende von Menschen zwangs-
weise umgesiedelt werden miissen. Die
offizielle Schweiz muss vielmehr solche
Projekte bekiampfen, wenn sie die
Lebensgrundlagen der betroffenen Be-
volkerung zerstoren.

Die offizielle Schweiz muss auch
Menschenrechtsverletzungen benennen
und verurteilen. Sei es die Unterdriickung
des kurdischen, tibetischen, palastinen-
sischen oder sudanesischen Volkes. Die
Schweiz muss sich klarer gegen die Ent-
machtung von demokratisch gewihlten
Regierungen aussprechen. Es reicht
nicht, dass sich die Schweiz mit Stolz fiir
die Entwicklung der am wenigsten ent-
wickelten Liander einsetzt. Es miissen
auch Rahmenbedingungen geschaffen
werden, die den Zugang der armen Lin-
der zu den Mdrkten der Industrie-
nationen ermoglichen. Es braucht ein
Ende des ausbeuterischen Tuns aller
westlichen Industriestaaten.

Fiir gewaltfreien Widerstand

Was wir brauchen, ist eine Diskussion
tiber die verschiedenen Formen von Ge-
walt. Die Gewalt, die durch die Globa-
lisierungseuphoriker ausgelést wird,
muss beim Namen genannt werden. Wir
mussen dafiir sorgen, dass die Oberen in
Wirtschaft und in Politik ihr Handeln
auch ausbaden und ihre vielzitierte Ver-
antwortung {ibernehmen — statt wie iib-
lich weiterzufahren wie bisher. Wie viel
subtile Gewaltanwendung leisten sich

Wirtschaftskonzerne weltweit? Wie viele
Menschenrechtsverletzungen nehmen sie
in Kauf, um letztlich zu ihrem Profit zu
gelangen? Worin besteht die 6kologische
Schuld des Nordens gegeniiber dem Sii-
den? Welche Preispolitik betreiben die
Pharmakonzerne mit ihren Medikamen-
ten, zum Beispiel gegen Aids? Inwiefern
tragen die Gipfeltreffen der Michtigen,
sei es der G-7-Gipfel, die Konferenzen
der Bretten Woods-Institutionen oder
das Weltwirtschaftsforum Davos zur Un-
terdriickung und zur Verarmung grosser
Bevolkerungsteile bei? Und welche
Schuld laden die internationalen Finanz-
institute 'WF und Weltbank mitihrer Fi-
nanzpolitik auf sich?

Die Probleme der schrankenlosen
Globalisierung sind bekannt. Um diesen
wirksam entgegenzutreten, brauchen wir
eine grosse Koalition des gewaltfreien
Widerstands. Gruppierungen, Gewerk-
schaften und Parteien miissen sich ver-
netzen. Das Netzwerk soll erst national,
dann aber auch global immer grosser
werden. Der 1. Mai kann dieses Jahr ein
weiterer Schritt sein, um die Diskussion
und den Dialog iiber den radikalen Wi-
derstand gegen die lebenszerstorenden
Strukturen zu starken und diesen erfolg-
reich zu verwirklichen.

Widerstand ist zugleich Ausdruck und
Markenzeichen unserer Wachsamkeit.
Esgibt auch eine Pflicht zum Widerstand.
Unser Widerstand ist nicht einfach eine
Kriegserklirung mit Siegesabsichten.
Unser Widerstand macht vielmehr Vor-
schlige, die eine solidarische und demo-
kratische Gemeinschaft zum Ziel haben.

Wir sind diejenigen, die den Weg des
Fortschritts wihlen. Der Weg des Fort-
schritts heisst aber nicht Liberalisierung,
Privatisierung und Globalisierung auf
Teufel komm raus. Fortschritt heisst
soziale Gerechtigkeit und Solidaritit. Die
Einfilhrung einer Tobinsteuer ist nur ein
erster kleiner Schritt zu einer gerechte-
ren Welt. Solidaritit heisst nicht einfach
Schenken. Solidaritit heisst auch Teilen
von Macht, Kapital und Arbeit. o

263



	Es gibt sie : die Globalisierung von unten : Zürcher 1.-Mai-Rede 2001

